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1. Zeichnerische Festsetzungen

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO)

1.3 Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

1.4 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie

Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVOWA

offene Bauweise (§ 22 BauNVO)o

Baugrenze (§ 23 BauNVO)!

! !

!

!!

maximal zulässige Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)0,4

maximal zulässige Geschossflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO)1,1

Zahl der Vollgeschosse als bauliches Höchstmaß (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)III

maximal zulässige Gebäudehöhe in m ü. NN (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)z. B. GH +190,3 m

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

2. Zeichnerische Hinweise

1.6 Sonstige Planzeichen

Höhenschichtlinien mit Höhenangabe338

1.5 Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
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3. Planungsrechtliche Festsetzungen
3.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 7 BauGB, § 4 BauNVO)
3.1.1 Allgemeines Wohngebiet WA

Im allgemeinen Wohngebiet WA sind gemäß § 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB nur solche
Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertag verpflichtet.
Änderungen des Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrags sind zulässig.

Des Weiteren sind im Allgemeinen Wohngebiet WA gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO folgende ausnahmsweise
zulässigen Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO nicht zulässig: Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen.

3.1.2 Geförderter Wohnraum
Mindestens 30 % der im allgemeinen Wohngebiet WA zu errichtenden Wohneinheiten und gleichzeitig
mindestens 30 % der Geschossfläche müssen den Anforderungen der sozialen Wohnraumförderung
entsprechen.

3.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO)
3.2.1 Grundflächenzahl

Tiefgaragen dürfen bis zu einem Maß von 0,75 die GRZ überschreiten, soweit der das Maß gem. § 19 Abs. 4
S. 2 BauNVO überschreitende Anteil dauerhaft gemäß Grünordnung 3.7.5 begrünt ist.

3.2.2 Geschossflächenzahl
Bei der Ermittlung der Geschossfläche sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in Nichtvollgeschossen
einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und Umfassungswände mitzurechnen (§ 20 Abs. 3
BauNVO).

3.2.3 Gebäudehöhe / Höhenbezugspunkt
Der obere Höhenbezugspunkt für die Gebäudehöhe ist der oberste Abschluss der Gebäudeaußenwand
(Oberkante Attika).

3.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)
3.3.1 Es wird eine offene Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.
3.3.2 Bauteile unter der Geländeoberfläche (z. B. Tiefgaragen) bleiben bei der Festsetzung der Bauweise

unberücksichtigt.

3.4 Tiefgaragen, Nebenanlagen und Stellplätze
Tiefgaragen, Stellplätze und Nebenanlagen sind nur innerhalb der Baugrenzen sowie der dafür vorgesehenen
Flächen zulässig, davon ausgenommen sind nicht überdachte Fahrradstellplätze.

3.5 Aufschüttungen und Abgrabungen
Aufschüttungen sind bis zur Höhenlage der Unterdürrbacher Straße im Bereich der gemeinsamen
Grundstücksgrenze (Fl.Nr. 7723, 7723/3) zulässig.
Abgrabungen sind bis zur Höhenlage der Unterdürrbacher Straße im Bereich der gemeinsamen
Grundstücksgrenze (Fl.Nr. 7893, 7893/3) zulässig.
Höhenunterschiede sind auf dem Grundstück selbst durch zu bepflanzende Böschungen (Neigung max. 1:2)
oder durch Stützmauern aus Schichtmauerwerk, Naturstein oder als begrünte Betonwand auszugleichen.

3.6 Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen
und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie zum Schutz vor
solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden
baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

3.6.1 Schallschutz der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räume (Schallschutzmaßnahme SM 1)
3.6.1.1 Schutzbedürftige Räume von Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsbetrieben, Bettenräume in 

Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen sowie vergleichbar schutzbedürftige Räume
Bei der Errichtung und der Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen
von Wohnungen nach DIN 4109-1:2018-01, von Übernachtungsräumen in Beherbergungsbetrieben, von
Bettenräumen in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen sowie vergleichbar schutzbedürftigen Räumen
mindestens gemäß den Anforderungen der in der Abbildung 1 dargestellten maßgeblichen Außenlärmpegeln
nach DIN 4109-1:2018-01 auszubilden.

Abbildung 1: Schallschutzmaßnahmen SM1- baulicher Schallschutz gegen Außenlärm für schutzbedürftige Räume von Wohnungen,
Übernachtungsräume in Beherbergungsbetrieben, Bettenräume in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen sowie vergleichbar schutzbedürftige Räume,
maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-1:2018-01

3.6.1.2 Unterrichtsräume, Büroräume, Praxisräume sowie vergleichbar schutzbedürftige Räume
Bei der Errichtung und der Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile von Unterrichtsräumen,
Büroräumen, Praxisräumen sowie vergleichbar schutzbedürftigen Räumen mindestens gemäß den
Anforderungen der in der Abbildung 2 dargestellten maßgeblichen Außenlärmpegeln nach DIN 4109-1:2018-01
auszubilden.

Abbildung 2: Schallschutzmaßnahmen SM1 - baulicher Schallschutz gegen Außenlärm für Unterrichtsräume, Büroräume, Praxisräume und vergleichbar
schutzbedürftige Räume, maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-1:2018-01

3.7 Grünflächen u. Maßnahmen der Grünordnung zum Erhalt und zur Förderung der natürlichen
Lebensgrundlagen sowie zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung

3.7.1 Zu begrünende Flächenanteile
Die nicht überbauten Flächen einschließlich der unterbauten Freiflächen sind zu begrünen, soweit diese
Flächen nicht für andere zulässige Nutzungen, wie Stellplätze, Flächen für die Feuerwehr oder Spiel- und
Aufenthaltsflächen benötigt werden.
Die Freiflächen sowie Vorgärten der Gebäude zwischen wegemäßiger Erschließungsanlage und
Gebäudekante sind unter Verwendung von Oberboden oder Pflanzsubstrat gärtnerisch zu gestalten.
Die Pflanzen-/Saatgutauswahl ist bevorzugt auf heimische Arten auszurichten und hat nach den Kriterien
Trockenheitstoleranz, Pollen-/Nektarangebot und Raumwirkung zu erfolgen.
Vorgärten dürfen nicht dauerhaft als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden.
Zulässig ist ein max. 30 cm breiter Spritzschutz-/Traufstreifen entlang der Gebäudekante.

3.7.2 Artenauswahl Bäume
Es sind standortgerechte, möglichst heimische Laubbaumarten unter Berücksichtigung der Straßenbaumliste
des Arbeitskreises der Ständigen Konferenz der Gartenamtsleiter beim Deutschen Städtetag und der von der
Bayerischen Landesanstalt für Wein- und Gartenbau empfohlenen „Stadtbaumarten im Klimawandel“ zu
verwenden. Die Verwendung von Nadelgehölzen ist unzulässig.

3.7.3 Anpflanzung von Einzelbäumen, Baumgruppen, Großgehölzen und Gehölzflächen (gemäß § 9 Abs. 1
Nr. 25a BauGB)
Je Plansymbol ist ein Baum mit Standortbindung (Abweichungen um bis zu 3 m sind zulässig) zu pflanzen.
Auf der nicht unterbauten Fläche sind mindestens zwei Bäume der 1. Ordnung (mind. Stammumfang 18-20 cm,
randliche Bepflanzung) sowie weitere Bäume 1. und 2. Ordnung zu pflanzen. Auf der unterbauten Fläche sind
mindestens Bäume der 3. Ordnung (mind. Stammumfang 16-18 cm, Begrünung Tiefgarage) zu pflanzen.
Die Pflanzgrube ist in mindestens 1,5-facher Breite des Ballens herzustellen. Bei Pflanzungen im Bereich von
befestigten Flächen und auf Tiefgaragendächern ist eine Pflanzgrube mit einem Volumen von mind. 12 m³
auszuheben und mit speziellem Pflanzsubstrat zu verfüllen. Pro Baumstandort ist eine offene Baumscheibe mit
einer Fläche von mind. 6 m² vorzusehen.
Pro voller 200 m² unbebauter und unterbauter Fläche sind mind. 10 % der Fläche mit Sträuchern (mind. 2x
verpflanzt, Höhe mind. 100 cm) zu begrünen.
Artenauswahl: Laubgehölze, z. B. Liguster, Hainbuche, Hartriegel, Kornelkirsche, Feld-Ahorn

3.7.4 Begrünung von Flachdächern (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25a BauGB)
Flachdächer aller baulicher Anlagen ab einer Grundfläche von 10 m² sind zu begrünen.
Die Dachbegrünung ist mit einer mindestens 10 cm starken, strukturstabilen Substratschicht
(Vegetationsschicht) (gemessen ohne Drän- und Filterschicht) herzustellen, flächig zu bepflanzen oder
fachgerecht anzusäen und dauerhaft zu erhalten. Ausgenommen sind Flächen für technisch notwendige
Dachaufbauten, Freisitze und Aussichtsplattformen, Rettungswege sowie Belichtungsflächen. Die Begrünung
muss auf mind. 70 % der Bruttogrundfläche des Daches erfolgen.
Eine Kombination mit Photovoltaik- und solarthermischen Anlagen ist zulässig; die Verpflichtung der
Dachbegrünung besteht weiter.

3.7.5 Begrünung von Tiefgaragen, unterbauten Flächen
Die Decke der Tiefgarage und deren Zufahrt ist außerhalb der Bereiche, die für Stellplätze, Terrassen,
Erschließungs- oder Lagerflächen benötigt werden, dauerhaft gärtnerisch zu gestalten und zu pflegen.
Es ist eine durchwurzelbare Bodensubstratschicht von mind. 40 cm Stärke bei Verwendung von mittelhohen
Stauden und Sträuchern (0,5-1,5 m Endwuchshöhe) bzw. von mind. 60 cm Stärke bei Verwendung von großen
Sträuchern (1,5-5 m Endwuchshöhe) (strukturstabil, gemessen ohne Drän- und Filterschicht) herzustellen und
zu begrünen.
Bei Pflanzung von Bäumen und Solitärgehölzen auf der Tiefgarage ist pro Baum auf einer Fläche von
mindestens 12 m² ein fachgerechter Bodenaufbau von mind. 100 cm vorzusehen.

3.7.6 Flächenbefestigungen
Zuwege, Zufahrten und oberirdische Stellplätze sind, soweit technisch und verkehrssicherheitstechnisch
möglich, mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen.

5.5.4 Gehölzfällungen und -rodungen
Nicht zu verhindernde Gehölzfällungen und -rodungen müssen außerhalb der Vegetationsperiode
zwischen 1. Oktober und Ende Februar stattfinden. Bei Baumfällungen von potenziellen Höhlenhabitaten
sind diese im Vorfeld von einer fachkundigen Person auf Besatz von geschützten Tierarten zu
kontrollieren: In Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde sind ggf. weitere
Artenschutzmaßnahmen durchzuführen.

5.6 Konfliktvermeidende Maßnahmen zum Artenschutz
5.6.1 Verwendung von Vogelschutzglas

Das Risiko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbauteilen ist gemäß § 44 BNatSchG zu
vermeiden. Bauliche Maßnahmen zur Reduktion des Kollisionsrisikos von Vögeln an neu geplanten
Glasscheiben und spiegelnden Materialien sind in geeigneter Weise umzusetzen (siehe Empfehlungen
der Schweizerischen Vogelwarte Sempach, 2022: „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“).

5.6.2 Tierfreundliche Leuchten im Außenbereich
Im Außenbereich sind Leuchten zu verwenden, die nur eine geringe Anlockwirkung auf Insekten und
beutesuchende Fledermäuse ausüben (warmweiße LED-Beleuchtung). Es sind abgeschirmte Leuchten
mit geschlossenem Gehäuse zu wählen, deren Abstrahlung zielgerichtet und nach unten gerichtet ist.
Die Beleuchtungsintensität ist auf das erforderliche Minimum zu beschränken.

5.6.3 Aufrechterhaltung potenzieller Nist- und Quartiersmöglichkeiten
Zur Aufrechterhaltung von potenziellen Nist- und Quartiersmöglichkeiten für gebäudebrütende
Vogelarten (z. B. Hausrotschwanz, Amsel) und potenziellen (Sommer-)Quartierstandorten für
Fledermäuse wird empfohlen, an den Neubauten Nisthilfen für Vögel (3 Halbhöhlen) und künstliche
Quartiere für Fledermäuse (3 Flachkästen) anzubringen.

5.7 Fassadengestaltung
Zur Reduzierung der thermischen Belastung werden für die Fassadengestaltung helle Farbtöne
empfohlen.

5.8 Bodensicherung und Ablagerungen
Bei baulichen oder sonstigen Veränderungen des Geländes ist der Boden so zu schützen, dass er
jederzeit zur Gartenanlage oder sonstigen Kulturzwecken verwendet werden kann. Er ist in seiner
ganzen Stärke abzuheben und zu lagern. Zur Sicherung und fachgerechten Lagerung von Oberboden
wird bei allen Baumaßnahmen und bei Veränderung der Geländegestalt auf DIN 18915 verwiesen.
In der Bauphase sind Grundwasser und Boden wirksam vor Schadstoffeintrag zu schützen. Zur
Minimierung der Bodenverdichtung darf das Befahren mit schweren Baumaschinen nur bei geeigneten
Bodenverhältnissen durchgeführt werden. Nach der Baumaßnahme ist verdichteter Boden tiefgründig zu
lockern und ggf. durch zusätzliche vegetationstechnische Maßnahmen für Vegetationsflächen
wiederherzustellen.
Vorhandene Asphalt-Decken im Plangebiet und auch der anfallende Bauschutt können Belastungen
enthalten. Abbrucharbeiten sind daher von einem Fachgutachter zu begleiten, bei Bedarf können
weitergehende Analysen notwendig sein.

5.9 Denkmalschutz
5.9.1 Gem. Art. 8 Abs. 1 Bayerisches Denkmalschutzgesetz (BayDSchG) sind bei Bau- und Erdarbeiten

auftretende Funde von Bodendenkmälern unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem
Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen.

5.9.2 Gem. Art. 8 Abs. 2 BayDSchG sind aufgefundene Gegenstände bis zum Ablauf von einer Woche nach
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

5.10 DIN-Normen
Die im Bebauungsplan aufgeführten DIN-Normen und sonstigen Regelwerke sind bei der Stadt
Würzburg, FA Bauleitplanung, während der Sprechzeiten im Geschäftszimmer des Fachbereichs
Stadtplanung, Beim Grafeneckart 1, 3. Stock, Zimmer 25, sowie im Fachbereich Baurecht/ Planvollzug,
Veitshöchheimer Straße 1a, Zimmer 116, allgemein einsehbar.

5.11 Änderung bestehender Rechtsverhältnisse
Durch diesen Bebauungsplan werden innerhalb des Geltungsbereiches die bisherigen Festsetzungen
aufgehoben und ersetzt.
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3.6.1.3 Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen nach
DIN 4109-1:2018-01
Die Anforderungen an die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R'w,ges der Außenbauteile von
schutzbedürftigen Räumen sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten nach folgender
Gleichung zu berechnen:
R'w,ges = La - KRaumart

Dabei ist
KRaumart = 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien;
KRaumart = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten,
Unterrichtsräume und Ähnliches;

KRaumart = 35 dB für Büroräume und Ähnliches;

La der maßgebliche Außenlärmpegel gemäß DIN 4109-2:2018-01

Mindestens einzuhalten sind:

R'w,ges = 35 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien;
R'w,ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, 

Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnliches.

Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit vom Verhältnis der
gesamten Außenfläche eines Raumes SS zur Grundfläche des Raumes SG nach DIN 4109-2: 2018-01
Gleichung (33) mit dem Korrekturwert KAL zu korrigieren.
Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach Art. 62 BayBO der Nachweis erbracht, dass
an den Außenbauteilen der schutzbedürftigen Räume nach DIN 4109-1:2018-01 geringere maßgebliche
Außenlärmpegel nach DIN 4109 - 1:2018-01 anliegen, können die Anforderungen an die Schalldämmung der
Außenbauteile entsprechend o.g. Vorgaben reduziert werden.
Von der Festsetzung kann auch dann abgewichen werden, wenn zum Zeitpunkt der Erstellung der
bautechnischen Nachweise nach Art. 62 BayBO neue technische Regeln für den Schallschutz im Hochbau als
Technische Baubestimmungen eingeführt worden sind und diese Technischen Baubestimmungen beachtet
werden.

3.6.2 Fensterunabhängige schallgedämmte Lüftung in überwiegend zum Schlafen genutzten
Aufenthaltsräumen (Schallschutzmaßnahme SM 2)
Bei der Errichtung von schutzbedürftigen Räumen in Wohnungen nach DIN 4109-1: 2018-01, die zum Schlafen
dienen, von Übernachtungsräumen in Beherbergungsbetrieben, von Bettenräumen in Krankenhäusern und
Pflegeeinrichtungen sowie vergleichbar schutzbedürftigen Räumen ist eine fensterunabhängige,
schallgedämmte Lüftung zu realisieren. Diese Lüftung ist bei der Dimensionierung des baulichen
Schallschutzes der Außenbauteile nach Ziffer 3.6.1.3 der textlichen Festsetzungen zu berücksichtigen.
Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach Art. 62 BayBO der Nachweis erbracht, dass
vor einem zu öffnenden Fenster des schutzbedürftigen Raums der Beurteilungspegel des Verkehrslärms in der
Nacht den Wert von 50 dB(A) nicht überschreitet, wird der Einbau einer fensterunabhängigen,
schallgedämmten Lüftung nicht erforderlich.

3.6.3 Grundrissorientierung und Schallschutzmaßnahmen nach dem Prinzip der 2-Schaligkeit
(Schallschutzmaßnahme SM 3)
An Außenwänden, die in Richtung einer in Abbildung 3 dieser textlichen Festsetzung mit „SM 3“
gekennzeichneten Linie orientiert sind, sind zu öffnende Fenster von schutzbedürftigen Räumen von
Wohnungen nach DIN 4109-1:2018-01, die zum Schlafen dienen, von Bettenräumen in Krankenhäusern und
Pflegeeinrichtungen, sowie vergleichbar schutzbedürftigen Räumen nur dann zulässig, wenn
1. der schutzbedürftige Raum über mindestens ein Fenster an einer Außenwand verfügt, die nicht in 

Richtung einer in Abbildung 3 dieser textlichen Festsetzung mit „SM 3“ gekennzeichneten Linie orientiert 
ist,

oder
2. mindestens ein zu öffnendes Fenster des schutzbedürftigen Raums durch eine bauliche Schallschutz-

maßnahme nach dem Prinzip der 2-Schaligkeit, wie z.B. vorgehängte Glasfassade, Wintergarten, 
verglaste Loggia, verglaster Balkon, Prallscheibe oder vergleichbare Schallschutzmaßnahmen 
geschützt ist, und vor diesem Fenster der Beurteilungspegel des Verkehrslärms in der Nacht den Wert 
von 50 dB(A) nicht überschreitet. Die bauliche Schallschutzmaßnahme darf aus öffenbaren, verschieb-
baren oder faltbaren Elementen bestehen.

Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach Art. 62 BayBO der Nachweis erbracht, dass
vor einem zu öffnenden Fenster des schutzbedürftigen Raums der Beurteilungspegel des Verkehrslärms in der
Nacht einen Wert von 54 dB(A) nicht überschreitet, werden keine Schallschutzmaßnahmen nach Abs. 1
erforderlich.

Abbildung 3: Schallschutzmaßnahmen SM 3 - Grundrissorientierung und Schallschutzmaßnahmen nach dem Prinzip der 2-Schaligkeit

3.6.4 Schutz der Außenwohnbereiche (Schallschutzmaßnahme SM 4)
An Außenwänden, die in Richtung einer in Abbildung 4 dieser textlichen Festsetzung mit „SM 4“
gekennzeichneten Linie orientiert sind, sind Außenwohnbereiche von Wohnungen, Krankenhäusern,
Pflegeeinrichtungen sowie vergleichbar schutzbedürftigen Nutzungen nur dann zulässig, wenn durch eine
bauliche Schallschutzmaßnahme, wie z.B. Wintergarten, verglaste Loggia, verglaster Balkon oder
vergleichbare Schallschutzmaßnahmen sichergestellt ist, dass in der Mitte des Außenwohnbereichs in einer
Höhe von 2 m der Beurteilungspegel des Verkehrslärms am Tag den Wert von 60 dB(A) nicht überschreitet.
Die bauliche Schallschutzmaßnahme darf aus öffenbaren, verschiebbaren oder faltbaren Elementen bestehen.
Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach Art. 62 BayBO der Nachweis erbracht, dass
an der betroffenen Außenwand der Beurteilungspegel des Verkehrslärms am Tag einen Wert von 60 dB(A)
nicht überschreitet, werden keine Schallschutzmaßnahmen nach Abs. 1 erforderlich.

Abbildung 4: Schallschutzmaßnahmen SM 4 - Schutz der Außenwohnbereiche

3.6.5 Schallschutzwand Freifläche Kita (Schallschutzmaßnahme SM 5)
Auf der in der Abbildung 5 dieser textlichen Festsetzung mit „SM 5“ gekennzeichneten Linie ist eine
durchgehende Schallschutzwand mit einer Mindesthöhe von 2,0 m über der Oberkante der angrenzenden
Freifläche der Kita, einer Schalldämmung DLR von mindestens 25 dB nach DIN EN 1793-2:2019-05 und einer
beidseitig hochabsorbierenden Verkleidung (Schallabsorption DLA mindestens 8 dB nach DIN EN
1793-1:2017-07) zu errichten.

Abbildung 5: Schallschutzmaßnahmen SM 5 - Schallschutzwand Freifläche Kita

3.6.6 Einhausung Zufahrt Tiefgarage (Schallschutzmaßnahme SM 6)
Auf der in der Abbildung 6 dieser textlichen Festsetzung mit „SM 6“ gekennzeichneten Fläche ist die Zufahrt
zur Tiefgarage durchgehend einzuhausen (Dach und Wände). Lediglich die Zufahrtsöffnung nach Süden darf
offen bleiben. Die Einhausung ist fugenlos an das Gebäude anzuschließen. Das Material der Einhausung muss
mindestens ein bewertetes Bauschalldämm-Maß von R'w von 25 dB nach DIN 4109-1:2018-01 erreichen.

Abbildung 6: Schallschutzmaßnahmen SM 6 - Einhausung Zufahrt Tiefgarage

3.6.7 Berechnungen nach Ziffer 3.6.1.3 bis 3.6.4 der textlichen Festsetzungen
Die Berechnungen nach den Ziffern 3.6.1.3, 3.6.2, 3.6.3 und 3.6.4 der textlichen Festsetzungen sind im Zuge
der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach Art. 62 BayBO unter Berücksichtigung der
Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung durchzuführen.
Bei den Berechnungen nach Ziffer 3.6.1.3, 3.6.2 Abs. 2, 3.6.3 Abs. 2 und 3.6.4 Abs. 2 dürfen nur durch die
Nutzer der schutzbedürftigen Räume nicht veränderbare bauliche Maßnahmen der architektonischen
Selbsthilfe berücksichtigt werden, wie z. B. Einschnitte in den Baukörper, Versprünge in der Fassade,
Brüstungen, feststehende Bauteile von Loggien oder von verglasten Balkonen oder vergleichbare
Schallschutzmaßnahmen. Der Beurteilungspegel des Verkehrslärms ist durch die energetische Addition des
Beurteilungspegels des Straßenverkehrslärm, berechnet nach RLS-19 (Richtlinien für den Lärmschutz an
Straßen - Ausgabe 2019 - RLS-19, Verkehrsblatt, Amtsblatt des Bundesministers für Verkehr (VkBl. 2019, Heft
20, S. 698)), und des Beurteilungspegels des Schienenverkehrslärm (Anlage 2 (zu § 4) der
Verkehrslärmschutzverordnung: Berechnung des Beurteilungspegels für Schienenwege (Schall 03), vom 18.
Dezember 2014 (BGBl. I S. 2271)), berechnet nach Schall 03 vom 18.12.2014, zu ermitteln.

Bemaßung in m

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

3.7.7 Herstellungsfristen, Fertigstellungs- und Entwicklungspflege (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)
Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen müssen innerhalb von einem Jahr nach Fertigstellung des
Bauvorhabens abgeschlossen sein.
Die Begrünungsziele sind ab dem Zeitpunkt der Herstellung der Bepflanzung nach einem Zeitraum von zwei
Jahren Fertigstellungs- und Entwicklungspflege vollumfänglich nachzuweisen. Ausgefallene Pflanzen oder
Teile der Vegetation, die absehbar nicht den erforderlichen Zuwachs bzw. vitale Stabilität leisten werden, sind
vom Eigentümer rechtzeitig gleichwertig zu ersetzen.

4. Örtliche Bauvorschriften
Auf Landesrecht beruhende Regelungen im Bebauungsplan (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit Art. 81 BayBO)

4.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
4.1.1 Dachformen, Dachaufbauten und Dachgestaltung

Für alle Gebäude sind nur Flachdächer mit Attika und einer Dachneigung von maximal 5° zulässig.
Dachaufbauten
Bei der Ausbildung von Flachdächern auf Hauptanlagen sind die Attika und technische Aufbauten, wie z. B.
offen gestaltete Absturzsicherungen, Lüftungen, Abgas-/ Abluftrohre, Austritte, Aufzugsüberfahrten,
Lichtöffnungen, solarthermische Anlagen und Photovoltaikanlagen, bis zu einer Gesamtfläche von max. 30%
der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses zulässig. Die technischen Aufbauten werden auf eine
maximale Bauteilhöhe, gemessen ab der Oberkante der Dachabdichtung, von 2,0 m beschränkt.
Überschreitungen dieser Höhenbegrenzung können aufgrund von feuertechnischen Anforderungen
ausnahmsweise zugelassen werden.
Die Dachaufbauten sind um ihre Bauteilhöhe von der Außenseite der Außenwand des darunter liegenden
Geschosses zurückzuversetzen. Werden die solarthermischen Anlagen und Photovoltaikanlagen mit der
Dachbegrünung gem. 3.7.4 kombiniert, sind diese auf der gesamten Fläche des Flachdachs zulässig.

4.1.2 Fassadengestaltung
4.1.2.1 Bei der Gestaltung der Fassaden der Gebäude und Nebenanlagen sowie der untergeordneten Fassadenteile

sind hochglänzende und spiegelnde Anstriche sowie hochglänzende und spiegelnde Metall- und Kunststoffteile
unzulässig.

4.1.2.2 Farben und Materialien sind aufeinander abzustimmen. Farbliche Akzente im Bereich von Fassadenöffnungen
und untergeordneten Bauteilen (Loggien, Fenster, usw.) oder für einzelne Geschossebenen sind zulässig.

4.1.2.3 Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen sind architektonisch in die Fassadengestaltung zu integrieren.
4.1.2.4 Antennen und Parabolspiegel sind nur zulässig, wenn sie so angebracht werden, dass sie aus dem öffentlichen

Raum nicht einsehbar sind.
4.1.2.5 Nebenanlagen sind in Material und Farbe auf die Hauptgebäude oder untergeordnete Fassadenteile und

-elemente abzustimmen und sollen sich dem Hauptgebäude gestalterisch unterordnen. Außenwandflächen von
Nebenanlagen, die keine Öffnungen aufweisen, sind, soweit Gründe des Brandschutzes oder besondere
Sicherheitsanforderungen nicht entgegenstehen, mit rankenden und klimmenden Pflanzen zu begrünen.

4.1.3 Werbeanlagen
4.1.3.1 Werbeanlagen sind nur zulässig, wenn sie am Ort der Leistung aufgestellt bzw. angebracht sind.
4.1.3.2 Sie sind nur am Gebäude auf der der öffentlichen Erschließungsstraße zugewandten Seite und nur im Bereich

des Erdgeschosses und bis unterhalb der Fensterbrüstung des ersten Obergeschosses, höchstens jedoch bis
zu 4,00 m über der Geländeoberfläche, zulässig. Werbeanlagen mit grellem, wechselndem oder bewegtem
Licht sowie Projektionen und sich bewegende Anlagen sind unzulässig.

4.1.3.3 Werbeanlagen sind pro Gebäude insgesamt nur bis zu einer Gesamtgröße von jeweils max. 1 m² zulässig. Je
Gebäudeseite und Nutzer ist nur eine Werbeanlage zulässig. Werbeanlagen dürfen nur horizontal angeordnet
sein. Werbeausleger, die im rechten Winkel zur Fassade angebracht werden, dürfen eine max.
Gesamtausladung von 0,80 m und eine Ansichtsfläche von 0,70 m² sowie eine Dicke von 0,16 m nicht
überschreiten.

4.1.3.4 An einem Gebäude sind die Werbeanlagen in Gestaltung, Farbe und Größe aufeinander abzustimmen. Bei
Schriftzügen aus Einzelbuchstaben ist die Fläche nach ihren Außenmaßen zu ermitteln.

4.2 Einfriedungen
Einfriedungen an Grenzen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind unzulässig. Hiervon ausgenommen sind
Einfriedungen, die nutzungsbedingt, z. B. durch Anlagen zur Kinderbetreuung, aus sicherheitstechnischen
Gründen oder aus Gründen des Immissionsschutzes zwingend erforderlich sind. Entlang der westlichen
Grundstücksgrenze sind Einfriedungen als Zaunanlagen aus Stahl und Holz in jeweils einheitlicher horizontaler
oder vertikaler Gliederung oder als Schnitthecke aus Laubgehölzen bis zu einer Gesamthöhe von max. 1,6 m
zulässig. Die Schallschutzwand (Schallschutzmaßnahme SM 5) darf bis zu einer Gesamthöhe von 2 m über
der Oberkante der angrenzenden Freifläche der Kinderbetreuungseinrichtung mit den erforderlichen
schallabsorbierenden Materialien errichtet werden.
Einfriedungen mit Stacheldraht sind unzulässig.
Einfriedungen sind mit Ausnahme der Schallschutzwand in sockelloser Bauweise zu errichten und müssen bis
zu einer Höhe von mindestens 10 cm für bodenlebende Tiere (z.B. Igel, Reptilien, Amphibien) ebenerdig
passierbar sein.

5. TEXTLICHE HINWEISE
5.1 Sonstige Satzungen

Es gelten folgende Satzungen und Verordnungen der Stadt Würzburg:
Abfallwirtschaftssatzung, Entwässerungssatzung (EWS), Stellplatzsatzung, Baumschutzverordnung

5.2 Geförderter Wohnraum
Mit der Nutzungsaufnahme sind die geförderten Wohneinheiten entsprechend nachzuweisen.

5.3 Grünordnungsplanung
5.3.1 Qualitätsbestimmungen

Die fachlichen Empfehlungen und Vorgaben einschlägiger Richtlinien und Regelwerke, wie beispielweise die
FLL-Richtlinien für Bepflanzungen, zur Größe von Pflanzgruben für Bäume in Stellplatzanlagen und zur
Begrünung von Dächern sowie die DIN 18916, sind in der jeweils gültigen Fassung zu beachten.
Die in den textlichen Festsetzungen geforderten Pflanzqualitäten richten sich nach den Gütebestimmungen für
Baumschulpflanzen.

5.3.2 Freiflächengestaltungsplan
Jedem Bauantrag ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan im Maßstab 1:200 beizufügen. Aus dem
Freiflächengestaltungsplan muss der Nachweis der zu erbringenden Auflagen entsprechend den
Festsetzungen des Bebauungsplans prüfbar hervorgehen.

5.4 Pflanzabstände zu Leitungen
Die Grünflächen und Baumscheiben sind von Ver- und Entsorgungsleitungen grundsätzlich frei zu halten. In
begründeten Ausnahmefällen, in denen ggf. Ver- oder Entsorgungsleitungen in Grünflächen verlegt werden
müssen, sind bereits beim Einbau der Leitungen entsprechend geeignete und dauerhaft wirksame
Schutzmaßnahmen vorzusehen, z.B. Verwendung von Leerrohren, Einbau von Wurzelsperren etc. (vgl. u.a.
DVGW Regelwerk, Merkblatt GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen“).
Zwischen den geplanten Gebäuden oder Baumstandorten und unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen
sind Schutzabstände von mind. 2,5 m einzuhalten (vgl. u. a. Merkblatt R 2 „Bäume, unterirdische Leitungen und
Kanäle“ der FGSV, Gemeinschaftsausgabe mit DWA und DVGW, Ausgabe 2013).

5.5 Schutz von Fauna, Flora bei Abriss-, Bau- und Umbaumaßnahmen
Zum Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen ist die DIN 18920 zu
beachten. Grünflächen dürfen nicht für die Baustelleneinrichtung und als Lagerplatz genutzt werden.

5.5.1 Schutzmaßnahmen für Baumstandorte
Der Stamm- und Wurzelbereich von Bäumen und Großgehölzen ist bei Gefährdung innerhalb von Belags- und
Verkehrsflächen durch wirksame bauliche Schutzvorkehrungen vor Beschädigungen durch Anfahren oder
Überfahren dauerhaft zu schützen. Die Maßnahmen sind im Freiflächengestaltungsplan zum Bauantrag prüfbar
darzustellen.

5.5.2 Ökologische Baubegleitung
Im Rahmen der Baumaßnahmen ist eine ökologische Baubegleitung durch einschlägig qualifizierte Gutachter
mit artenschutzfachlichem Arbeitsschwerpunkt durchzuführen, um sicherzustellen, dass keine besonders /
streng geschützten Tiere geschädigt oder getötet werden. Ergeben sich aufgrund der ökologischen
Baubegleitung Nachweise geschützter Arten, sind kurzfristig in Abstimmung mit der Unteren
Naturschutzbehörde der Stadt Würzburg entsprechende Maßnahmen zu ergreifen.

5.5.3 Beschränkung von Abrisszeiten
Der Abriss von Gebäuden hat außerhalb der Brut- bzw. Aktivitätsperiode von Vögeln und Fledermäusen vom
1. Oktober bis Ende Februar zu erfolgen. Sollten Gebäude oder Gebäudeteile vom 1. März bis 30. September
abgerissen werden, müssen die Gebäude oder Gebäudeteile auf vorhandene Vogelbruten und Sommer- bzw.
Tagesquartiere von Fledermäusen durch einschlägig qualifizierte artenschutzfachliche Gutachter geprüft
werden und in Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde ggf. weitere Artenschutzmaßnahmen festgelegt
werden.
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Oberbürgermeister


